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Reichsnotopfer.
Oeffentlicĥ Aufforderung

zur Abgabe einer Steuererklärung für die Veran¬
lagung zum Reichsnotopser.

Jur Abgabe einer Steuererklärung sind verpflichtet:
1. a). die Angehörigen des deutschen Reichs;

b) Angehörige außerdeutschen Staaten , die die deutsche
Staatsangehörigkeit erst nach dem 31. Juli 1914 ver¬
loren haben, und Staatenlose, die am 31. Dezember
1919 im deutschen Reiche einen Wohnsitz oder in Er¬
mangelung eines Wohnsitzes ihren dauernden Aufent¬
halt gehabt haben;

c) Angehörige außerdeutschen Staaten , die sich am 31.
Dezember 1919 im deutschen Reiche dauernd des Er¬
werbes wegen aufgehalten haben. Falls die zu a
und c Genannten am 31. Dezember 1919 allein
oder mit ihrer Ehefrau ein Vermögen von
8000 Mk. und darüber gehabt haben oder eine
Aufforderung zur Abgabe der Steuererklä¬
rung erhalten.

2. die nachstehend Genannten, und zwar ohne Rücksicht auf
die Höhe des Vermögens:
a) inländische Aktiengesellschaften, Kommanditgesellschaften

auf Aktien, Kolouialgesellschaften, Berggewerkschaften
und andre bergbautreibende Bereinigungen , Gesellschaf¬
ten mit beschränkter Haftung, Bersichernngsvereine, ein¬
getragene Genossenschaften, deren Anteile auf mindestens
50 Jl lauten, sowie Kreditanstalten:

b) sonstige inländische juristische Personen;
c) inländische nicht rechtsfähige-Vereine sowie sonstige in¬

ländische Vermögensmassen, die nicht dem Vermögen
andrer Abgabepflichtiger anzurechnen sind, insbes.
Stiftungen ohne juristische Persönlichkeit;

d) die Eigentümer von inländischemGrund - und Betriebs¬
vermögen oder diejenigen Persenen , denen nach Arti¬
kel 297 1 des Friedensvertrages eine Entschädigung
gewährt worden oder zu gewähren ist.

3. Wer zur Abgabe der Steuererklärung nach Rr . 1 und 2
Verpflichtete zu vertreten hat.

Die Angehörigen des deutschen Reichs, die sich bereits
vor dem 31. Juli 1914 mindestens zwei Fahre ununter¬
brochen des Erwerbes wegen oder aus anderen zwingen¬
den Gründen im Ausland aufgehalten haben, ohne einen
Wohnsitz im Inland zu haben, und noch am 31. Dezember
1919 im Ausland gewohnt haben, find zur Abgabe einer
Steuererklärung nur insoweit verpflichtet, als sie zu de»
oben unter 2 d bezeichnten Personen gehören. Diese Aus¬
nahme findet jedoch keine Anwendung auf Reichs- und
Staatsbeamte, die ihren dienstlichen Wohnsitz im Ausland
gehabt haben.

Die zur Abgabe der Steuererklärung Verpflichteten
werden aufgefordert die Steuererklärung unter Benutz¬
ung des vorgeschriebenen Vordrucks

in der Zeit vom 28. Juni bis
28 August 1920

bei dem Unterzeichneten Finanzamt einzureichen.
Vordrucke für die Steuererklärung können von dem Unter¬
zeichneten Finanzamt bezogen werden, soweit den Steuer¬
pflichtigen Vordrucke nicht zugestelll worden sind und es
sich um die beiden ersten Stücke handelt, kostenlos und.
soweit weitere Stücke verlängt werden, gegen Zahlung von
80 Pfg . für jedes weitere Stück. Die Verpflichtung zur
Abgabe der Steuererklärung besteht auch dann , wenn ein
Vordruck nicht'zugesandt worden ist.

Die Einsendung schriftlicher Erklärungen durch die Post
ist zulässig, geschieht aber auf die Gefahr des zur Abgabe
Verpflichteten und deshalb zweckmäßig mittels Einschreibe¬
briefs. Mündliche Erklärungen werden von dem Unter¬
zeichneten Finanzamt während der Geschäftsstunden zu
Protokoll entgegengenommen.

Wer die Frist zur Abgabe der ihr obliegenden
Steuererklärung versäumt wird mit Geldstrafen
zu der Abgabe der Steuererklärung angehalten;
auch kann ihm ein guschlag bis zu 10 vom Hun¬
dert der endgültig festgesetzten Steuer auferlegt
werden.

Wer das Reichsnotopser ganz oder teilweise hinterzieht
oder zu hinterziehen versucht oder eine derartige Hand¬
lung seines Vorteils wegen begünstigt oder hierbei hilft
oder wer seiner Vorteile wegen Gegenstände von denen er
weiß oder annehmen muß, daß das Reichsnotopfer für sie
hinterzogen ist, verheimlicht, absetzt oder zu ihrem Absatz
mitwirkt, wird mit Geldstrafe bis zum dreifachen Betrage
der betreffenden Steuer bestraft. Neben der Geldstrafe

' kann auf Gefängnis und Verlust der bürgerlichen
Ehrenrechte erkannt soweit die Bestrafung auf
Kosten des Verurteilten bekannt gemacht wer¬
ben. Vermögen, das bei der Veranlagung zum
Reichsnotopser vorsätzlich verschwiegen wird , ver¬
fällt zugunsten des Reiches. Sonstige Zuwiderhand¬
lungen gegen die Vorschriften des Gesetzes über das Reichs-
notopfer oder die zugehörigen Derwaltungsbestimmungen
können mit Ordnungsstrafen bis zu 1000 Jl  geahndet
werden.

Für die bis zum 30. Juni 1920 auf das Reichs¬
kotopfer bar gezahlten Beträge l8 41 des Ge¬
setzes) werden 8 v. H. und für die in der Feit
bom 1. Juli bis 31. Dezember 1920 bar gezahlten

Beträge 4 v. H. als Vergütung gewährt . Die in
dem 8 30 des Gesetzes über das Reichsnotopfer
vorgefchriebenen 5prozentige Verzinsung der
Steuer vom 1. Januar 1920 ab hört für den durch
die Zahlung getilgten Betrag mit dem Tage der
Zahlung aus.

Die Vordrucke für die Steuererklärungen zum Reichs-
notopfer sind bis heute von der zuständigen Druckerei in
Berlin beim hiesigen Finanzamt n' cht eingegangen. Ihr Ein¬
gang wird später öffentlich bekannt gemacht werden.

Da die Frist zur Einreichung der Steuererklärung je¬
doch nur in wirklich begründeten Einzelfällen verlängert
werden kann, so werden die Steuerpflichtigen gebeten, auf
jeden Fall schon jetzt sich die Unterlagen (Bankauszüge , Ab¬
rechnungen, Bilanzen usw.) für die Aufstellung der Steuerer¬
klärung zu besorgen.

Diez , den 22. Juni 1920.
Der Vorstand des Finanzamtes.

Markloff.

Stadtverordneten -Versammlung
zu Nassau, am 23. Juni 1920.

Anwesend unter Borsitz des Stadtverordneten-Dorstehers
Medenbach, 9 Stadtverordnete und sämtliche Mitglieder des
Magistrats.

Bürgermeister Hasenclever teilt mit, daß das Bürger¬
meisteramt Bergnassau-Scheuern in einem Schreiben die städt.
Körperschaftenzur Besichtigung des neuen Verbindungsweges
auf dem Nassauer Berg auf Freitag , den 25. Juni , abends
6 Uhr ab Bergnaffau eingeladen habe.

Stadtverordneter Busch(Ludwig) rügt das Benehmen
und den angeschlagenen Ton des Stadtsekretärs gegenüber
mehreren Stadtverordneten in einer persönlichen privaien Aus¬
sprache, welche im Amtszimmer des Sekretärs stattgefunden
habe und bittet denselben anzuweisen, sich in Zukunft bei
Beschwerden sachlich an den Magistrat zu wenden. Auch die
Stadw . Meusch und Heister bestätigen dieses, halten aber dem
Angeschuldigten zu gut, daß er in Aufregung gehandelt, da
die Aussprache eine für ihn einschneidende Bedeutung gehabt
habe. Bürgermeister Hasenclever nimmt den Angeschuldigten
in Bezug auf eine freie Aussprache, die ja privat gewesen
sei, in Schutz, nur verwirft er den Ton, der über den Rah¬
men der Sachlichkeit hinallsgegangen ist. Es wird beschlo>sen:
Der Bürgermeister wird gebeten, den Stadtsekretär zu ersuchen,
sich in Zukunft eines vornehmeren Tones zu befleißigen.

1. Betr. Besetzung der Bürgermeisterstelle.
Der Magistrat gibt die Anregung zur Wahl einer ge¬

meinsamen Kommission zur Einleitung der Vorarbeiten für
die demnächstige Besetzung der Bürgermeisterstelle.

Hierzu ist eine Denkschrift aus der Bürgerschaft einge¬
gangen, die 413 Unterschriften trägt, in welcher dem Bürger¬
meister das vollste Vertrauen und den herzlichsten Dank für
die geleistete Arbeit ausgesprochen wird. Das Kollegium wird
gebeten, sein möglichstes zu tun, um den Bürgermeister als
Stadtoberhaupt zu erhalten. Stadtverordneten-Vorsteher Me-
deubach bekundet, daß in der vertraulichen Sitzung der Kör¬
perschaften die Anwesenden mit größter Majorität den Schritt
des Bürgermeisters bedauert hätten und Bürgermeister Hasen¬
clever in Aussicht gestellt habe, wenn er anderen Sinnes
werde, seine Kündigung zurückzuziehen. Durch die Vorlage
zur Wahl einer Kommission sei es dem Bürgermeister doch
ernst, unsere Stadt zu verlassen. Bürgermeister Hasenclever
dankte gerührt für das große Vertrauen der Bürger und
sprach hierfür seinen herzlichen Dank aus . Das Loslösen
aus seiner ihm liebgewonnenen Stellung falle ihm jeden Tag
schwerer und er ringe täglich mit sich, um es möglich zu
machen, daß die Schwierigkeiten, die ihn zu diesem Schritt
veranlaßt haben, behoben würden, um hier bleiben zu kön¬
nen. Er gehe ja nur , um seine ganze Kraft seinen Unter¬
nehmungen zu widmen, worin er sein Kapital angelegt habe.
Er scheide ja nicht von Nassau, er bleibe Nassauer Bürger
und zahle die Hälfte seiner Steuern nach hier. Das eigene
Interesse seiner Unternehmungen müsse er in den Vorder¬
grund stellen. Er glaube aber, daß die Schwierigkeiten nicht
behoben werden können und er von seinem liebgewordenen
Amte scheiden müsse. • Für die erfreuende Kundgebung sprach
er nochmals seinen herzlichsten Dank aus . Stadtverordneten-
Vorsteher Medenbach dankte dem Bürgermeister für seine
Ausführungen und bedauerte, daß derselbe von seinem Ent-
schluffe, Nassau zu verlassen, nicht abweichen könne.

In die Kommission zur Besetzung der Bürgermeister¬
stelle wurden gewählt : Stadtverordneten-Vorsteher Medenbach,
die Stadtv . Urfell, Dr. Anthes und Busch (Ludwig).
2. Betr . Gewährung einer einmaligen außerordentlichen Un¬
terstützung an Beamte, Angestellte, Lehrer und Lehrerinnen.

Die in der Stadtverordnetensitzung vom 15. April zur
Erledigung der Anträge gewählte Kommission hat nach ein¬
gehender Beratung beschlossen, b;c in den Akten verzeichne-
ten Beträge an dir einzelnen Personen zu bewilligen.

Hierzu ist eine Eingabe der hiesigen Kultusgemeinde
eingegangen, in welcher gebeten wird, dem israelitischen Leh¬
rer Schloß auch eine einmalige Vergütung zu bewilligen.
Ferner ein Schreiben der hiesigen Lehrerschaft, in welcher
das Nichtbeachten der Beschlüsse der Finanzkommission- und
Ueberweisung an das Kollegium durch den Magistrat als
Verschleppung und Nichtbeachtung ihrer Interessen angesehen
werde. Stadtverordneten-Vorsteher Medenbach spricht über
den im letzteren Schreiben gehaltenen Ton sein Befremden

aus und stellt fest, daß dem Magistrat ein Vorwurf nicht zu
machen sei, da nach Tagung der betr. Kommffsion bis jetzt
eine Stadtverordnetenversammlung nicht stattgefunden und eine
solche früher zu halten nicht möglich war. Bürgermeister
Hasenclever weißt in schärfster Form die dem Magisttat ge¬
machten Vorwürfe zurück und überläßt das Urteil dem Kölle-
gium. Das Kollegium schließt sich den Ausführungen voll
und ganz an.

Beschluß: Die von der Finanzkommission vorgeschlage¬
nen Zuschüsse werden .genehmigt, auch dem israelitischen Leh¬
rer Schloß wird ein einmaliger Zuschuß bewilligt.
3. Antrag der wirtschaftlichen Vereinigung Kriegsbeschädigter¬
und Hinterbliebener , Ortsgruppe Nassau und Umgebung auf

Gewährung kostenlosen Brennholzes.
Die wirtschaftliche Vereinigung hat beantragt. 12

Schwerbeschädigten, bezw. Hinterbliebenen je 1 Klafter Holz
oder Klafter zerkleinertes Holz unentgeltlich zu liefern.
Der Magistrat legt diesen Antrag dem Stadtverordnetenkol¬
legium zur Entscheidung vor.

Beschluß: Den 12 Kriegsbeschädigten werden 4 Rm.
Holz kostenfrei überwiesen.

4. Betr . Erhöhung der Vergütung für die Haltung der
Ziegenböcke.

Der Vorstand des Ziegenzuchtvereins beantragt mit
Wirkung vom 1. April an die Vergütung für die Viehhal¬
tung von 420 auf 1100 Jl  zu erhöhen und die unentgeltliche
Nutzung der oberen Elsenbachwiese weiter zu genehmigen.
Der Verein muß 3 Böcke bereitstellen. Der Magistrat em¬
pfiehlt Annahme des Antrages.

Beschluß: Dem Magistratsantrag wird zugestimmt.
5. Umdeckes des Daches, Kirchstraße 1.

Das Dach des früheren Rathauses, Kirchstraße 1, be-
findet sich seit längeren Iahr -n in schlechtem Zustande. Die
städtischen Körperschaftenhaben bei den Beratungen der letzt-
jährigen Etats bereits Mittel hierfür zur Ansammlung bereit
gestellt. Das Dach ist inzwischen derartig schadhaft geworden,
daß eine weitere Hinausschiebung der Reparaturarbeiten nicht
angängig ist. Auch der Stadtverordnete Heister ist der An¬
sicht, daß die Umdeckung der einen Dachhälfte nach der Rö-
merstraße zu nicht weiter hinausgeschobenwerden kann.
Kostenanschlag liegt vor. Die Bewilligung der erforderlichen
Mittel wird beantragt.

Stadtverordneter Urfell ist für die Bewilligung, da die
Erhaltung der städt. Gebäude unbedingt notwendig sei.

Beschluß: Der Magistrat wird gebeten, die Arbeiten
auszuschreiben und zu vergeben. Die betr. Mittel werden
zur Verfügung gestellt.

6 Betr . Wasserzuführung zum neuen Kirchhof.
Die Friedhofskommissionbeantragt 2 Wasserzapfstellen

auf dem neuen Friedhof einzurichten. Der Magistrat schlägt
vor zur Zeit sich mit einer Wasserzapfstelle zu bescheiden und
später die 2. Zapfstelle anzulegen und beantragt hierfür die
Bereitstellung der erforderlichen Mittel.

Beschluß: Die Kosten zur Errichtung einer Zapfstelle
werden bewilligt. Die Mittel sollen aus dem Friedhoffonds
entnommen werden. Der Magistrat wird gebeten die Arbei-
ten auszuschreiben und zu vergeben.
7. Erhöhung der Mittel für die amtlichen Bekanntmachungen.

Der Nassauer Anzeiger beantragt die Pauschalvergü¬
tung für amtliche Bekanntmachungen vom 1. Juli ab von
700 Jl auf 2000 Jl zu erhöhen, ist auch eventl. mit Iah-
l'ing der Einzelzeile einverstanden. Der Magistrat schlägt
vor , die Pauschalvergütung beizubehalten und die beantragte
Erhöhung zu bewilligen.

Stadtv . Heister ist für Genehmigung, wünscht aber
außerdem noch, da durch die Verteuerung der Zeitungen das
Halten einer solchen den ärmeren Leuten sehr schwer werde.
Anbringung von Anschlagstafeln, auf welchen die amtlichen
Bekanntmachungen angebracht werden. Beschlossen wird: Die
Erhöhung wird genehmigt. Eine Anschlagstafel wird im
Rathaus -Aufgang angebracht, außerdem hat der Verlag des
Nassauer Anzeigers sich erboten, eine weitere an ihrem Be-
schäftslokal anbringen zu lassen.

8. Nachbewilligung von Kreis- und Bezirkssteuern.
Der Kreisausschuß verlangt Nachzahlung von 20%

Kreis - und Bezirkssteuern im Gesamtbeträge von 11543,25 Jl.
Der Magistrat beantragt die Nachbewilligung für 1919.

Beschluß: Wird bewilligt aus städtischen Mitteln.
9. Erhöhung der Hundesteuer.

Die Finanzkommission empfiehlt vom 1. April ab die
städtische Hundesteuer auf 50 Jl für jeden ersten und auf
100 Jl für jeden zweiten oder weiteren Hund zu erhöhen.
Der Magistrat schlägt vor, die Hundesteuer für den ersten
Hund auf 40 Jl festzusetzen und zwar mit Rücksicht darauf,
daß eine größere Anzahl Hunde lediglich zu Wachtzwecken
gehalten wird ; im übrigen aber dem Beschluß der Finanz¬
kommission beizutreten.

Beschluß: Dem Magistratsantrage wird zugestimmt.
Stadtv . Urfell wünscht die Einführung einer Hundemarke.
Sämtliche Herren erkennen den Antrag an, wünschen aber
die Zurückstellung dieses Antrages bis zum nächsten Jahre.

10. Erhöhung des Schuldeldes.
Die Finanzkommission schlägt vor, das Schulgeld für

den Besuch der Realschule für einheimische Kinder auf jähr¬
lich 100 Jl und für Auswärtige auf jährlich 140 Jl und
das Gastschulgeld auf 20 M pro Kind zu erhöhe». Der
Magistrat empfiehlt Zustimmung zu diesem Vorschläge.

Die Erhöhung des Schulgeldes wird genehmigt und
zwar ab 1. April 1920.



11. Einrichtung der Mütterberatungsstelle.
Der sozialdemokratische Verein hat im Februar bean¬

tragt , eine Mütterberatungsstelle einzurichten . Für diese Ein¬
richtung waren bereits im Fahre 1918 2 Räume im Rat¬
haus -Nebengebäude bereitgestellt , baulich hergerichtet und mit
Möbeln ausgestattet worden . Die Räume sind von der franz.
Besatzung mit Beschlag belegt . Die Bemühungen ein anderes
Lokal zu finden , sind ergebnislos geblieben . Aus diesem Grunde
beantragt der Magistrat Zimmer 6 im Rathause für den
Zweck bereitzustellen und in Stand zu Hetzen. Es handelt
sich hier um ein Provisorium , da Aussicht besteht, daß über
kurz oder lang , die beiden wesentlich geeigneteren Räume im
Rathausnebengebäude für den genannten Zweck nutzbar ge¬
macht werden können.

Beschluß: Das Kollegium ist mit dem Vorschläge des
Magisttats einverstanden.

12. Bett . Wegeanlage im Disttikt Kläregraben.
Eine Anzahl Grundbesitzer des Distrikt Kläregraben

haben beantragt die Anlage eines Zufahrtweges . Mehrfache
Ortsbesichtigungen haben stattgefunden . Die Besprechungen
haben sich verdichtet zu dem Projekte den zur Zeit bestehen-
den Weg , der wegen der starken Steigung nicht fahrbar ist,
durch die angrenzende Waldniederung zu verlegen . - Der Ma-
gisttat beantragt die Wegeanlage zu genehmigen und die er¬
forderlichen Mittel bereitzustellen.

Stadtverordneter Heister hält die Anlage des vom Ma¬
gistrat vorgeschlagenen Weges nach Anhörung der Anlieger
als zwecklos . Die Anlieger wünschen die Verlängerung eines
bestehenden Gewannenweges durch Privateigentum . Dieses
Projekt .kann aber vorerst nicht zur Ausführung gelangen,
da die Landerwerbung der Stadt zu große Kosten verursache.

Ans Antrag des Stadtv . Meusch wird eine Beschlußfas¬
sung ausgesetzt und eine Ortsbesichtigung beschlossen.

13. Bett . Wohnungsmangel.
Der Magisttat schlägt eine gemeinsame Besprechung der

städttschen Körperschaften vor , über die zu ergreifenden Maß¬
nahmen zur Beseitigung des Wohnungsmangels.

Auf Antrag des Bürgermeisters Hasenclever wird diese
Positton wegen der weittragenden Bedeutung dieser Angele-
genhett , die eine ausgedehnte Aussprache erfordere , vertagt
und als erster Punkt auf die nächste Tagesordnung gesetzt.

14. Mitteilungen.
a ) Stadtverordneten -Borsteher Medenbach und Bürger-

. meister Hasenclever referieren eingehend über den am 28.
und 29. Mai in Frankfurt a . M . stattgefundenen Städtetag.

b) Die städt . Holzzerkleinerungsanlage war seitens des
Magistrats zur Verpachtung ausgeschrieben worden . In¬
teressenten haben sich nicht gemeldet.

c) Verhandlungen der städt . Kommifiion mit dem Ober¬
rentmeister Groote aus Kappenberg über folgende Punkte:
1. Anpachtung der Gräfl . Wiesen durch die Stadt und Wei¬

terverpachtung an die viehhaltenden Bewohner ; wurde zuge¬
sagt . 2. Neuanlagen von Wiesen im Distrikt Ordert und
Verpachtung an die Landwirte ; wurde ebenfalls zugesagt.
3. Weitere Anlage von Gärten auf der „Au " in
Größe von 12 Ruten und Verpachtung zum Herbst 1920;
wurde ebenfalls zugesagt . 4. Ausästen der Bäume im Gräfl.
Park gegenüber dem Postgebäude . Die Besichtigung ergab
die Beseitigung von 3 Bäumen zwischen der Kaltbach und
der Umfassungsmauer . 5. Ankauf des gräfl . Besitztumes
im Distrikt Grabengarten , Anwender und Bienengarten . Eine
Einigung wurde nicht erzielt , da der Gräfl . Vertreter 400 M
pro Rute forderte , die Kommission dagegen nur 200 Ji  bot.
6. Ausbesserung der gröbsten Schäden alljährlich an dem
Wege nach dem Hofe Untergutenau ; wurde zugesagt.

Die RegierungsbUvung.
Die Verwirrung , die sich aus den Ereignissen ergeben

hat , ist bisher keineswegs behoben worden . Tie Par¬
teien schieben einander die Verantwortung für die kom-
inenden Dinge zn . Das Zentrum siebt den Schlüssel bei
der Deutschen Volkspcnlct , die Deutsche Volkspartei sieht
ihn bet den Demokraten , die Demokraten sehen ihn bei
den Mehrheriesoziolisten . Trotzdem will Fehrenbach vec«
suchen, d'e von ihn « übernommene Ausgabe einer Lösmrg
zuzuführen und die Schwierigkeiten loyal auö dem Wege
zu röutuen.

Innerhalb der Z e n t r n m S P a r t e « wird darauf
hingewiesen . daß in der gegenwärtigen Sage Deutsch¬
lands das Kabinett nur cvrs der Koalition Deutsche Vol ' s-

fi.irtct, Zentrum und Demokraten zu bildert fei. Nach derözialdem okratischen Scite hin scheinen die Schwierigkerten
nicht unüberwindlich Schwieriger liegen die Dinge bei
der Deutschen Volkspariei , die Wirischast , Finanzen und
Berkelir als Fachgebiete betrecksset, die nach eiNEtlrch -u
Grundsätzen arbeiie » sollen . Hier werde es nach Zen-
trunicausfass »»g nicht auf die Personenfrage ankontMen.
sondern auf die praktische Lösung der Aufgabe , d h. an«
bas Programni , nach welchem die Volkspartei e»ne andere
Finanz - und VerkehrSpclittk zu betreiben gedenkt.

Von Seiten der Deutschen Volkspartei
wird darauf b'.ngewiescn , daß in der gegenwärtigen Lage
Deutschlands - an eine Wiederanfrichtung des Wirtschafts¬
lebens nicht zu denken ist, wenn nicht die Ministerien für
Wirtschaft und Finanzen eng miteinander verbunden wer¬
den . Die Kandidatur Wiedfrld  ist daran gescheitert,
daß es nicht gelang , diese Zusammenlegung zu er- ' elen.
Die geaenwär !>?e Entwicklung se> zu vielgestaltig , als daß
sie nach ProgrciiilMpuriktcn geregelt werden könne.

In demokratischen Kreisen  schließlich siebt
man nach wie vor die M e h r h e i t S s o z i a l i st e n als
die Partei an , von der die Lösung der Krise vocw »rgerw
abhängig sei. Vor vornherein bat sich die Demokrariiche
Partei aus den Standpunkt gestellt , daß die Mebrheitsso-
zialisten ihr Teil der Verantwortung für die deutichr Po-
litik übernehmen müssen ; die große Zahl ihrer Wähler
verpflichte sie dazu ebenso , wie die kritische Lage des Lan¬
des . Wenn die Sozialdemokraten sich dieser Verantwor¬
tung entziehen . seien die Demokaten schon zahlenmäßig
allein viel zu schwach, um an ihrer Stelle zu wirken und
für die Arbeiter eine Fortführung der seitherigen Sozial-
und Steuerpolitik zu gewährleisten . Das seien aber die
Mindestbedingiingen , unter denen eine Mitarbeit oer De¬
mokraten an der Negierung ersprießlich fein könne. Man
hofft deshalb in demokratischen Kreisen , daß die Führer
der Mehrheitssoztalisten in letzter Stunde noch sich aus
ihre Pflicht besinnen und mindestens durch die BereitschaftSteinem Vertrauensvotum da»Zustandekommen der neuenegierungskoaiition ermöglichen.

Günstigere Aussichten.
Der „Vorwärts " dementiert das Gerücht , daß Feh-

r »n  b a ch feinen Auftrag m die Hände des ReMisprä-
stdentcn zurückgelcgt hat . Fehrenbach sei durch dessen Er¬
nennung Reichskanzler geworden , er könne also nur de-
missionieren , das habe er aber nicht getan , er sei viel-
Mshr bestrebt , «int Regierung,zu schaffen und verhandle

Wetter . Da » allgemeine Bewnbyetn , daß schließlich Und
zwar sebr bald eine Regierung zustande gebracht werorn
müsse, sei den Aussichten für die Verhandlungen förder¬
lich. In parlamentarischen Kreisen herrscht die Meinung
vor , daß die weiteren Verhandlungen Fehlend a.tzs Er¬
folg haben werden und daß doch noch eine Reattrung der
bürgerlichen Mitte zustande kommt

Sur Tagesgescyichte.
Die Erwerbslosen -Unterstützung.

Wie das Reichsarbeitsministerium mitteilt , ist die Ge¬
samtzahl der weiblichen Erwerbslosen allerdi «,zs von
60 796 am 15 . Mai auf 61 541 gestiegen , dagegen ist die
Gesamtzahl der unterstützten männlichen Erwerbslosen von
213 654 auf 208 900 gesunken. Die Gesamtzrffer der un¬
terstützten Erwerbslosen beträgt somit am 1. Juni 1920
270 441 , während sie om 15 . Mai 274 450 betragen hatte.
Die Zahl der mitunterstützten Angehörigen beläust sich auf
252 623 gegen 257 365 am 15 . Mac . Ter Rückgang der
Ziffern hat sich gegen die früheren Berichtsperioden erheb¬
lich verlangsamt . Im übrigen zeigen die Ziffern einzelner
Länder oder Landesteile nicht unerhebliche Steigerungen.
Verhältnismäßig am schärfsten ist die Steigerung in Ba-
den, das von 5561 auf 7886 männliche Erwerbslose ge¬
langt ist. Groß -Berlin weist auch in der letzten Berichts-
Periode noch einen erheblichen Rückgang auf . Die Zahl
der unterstützten Erwerbslosen beträgt hier am 1. Juni
46 169 männliche und 10 375 weibliche Personen.

Me der Berichterstatter der „Information " aus Bou-
logne mitlcilt , soll die Frist für die Entwaffnung Deutsch¬
lands über den 10 . Juli hinaus verlängert  wer¬
den , weil cs b:s zu diesem Tage durchaus unmöglich sei,
das gesamte Kriegsmaterial zu zerstören . Hinsichtlich der
von Deutschland zu zahlenden Entschädigungssumme sei
noch nichts Endgültiges beschlossen worden.
Vier Jahre Legislaturperiode in Preußen.

Der Verfassungsausschuß der preußischen Lanaesver-
sammlung beschäftigte sich mit der Frage der Dauer der
Legislaturperiode . Unter Ablehnung eines Antrages der
Unabhängigen auf zweijährige und eines Antrages der
Mehrheitssozialisten auf dreijährige Periode Wirde be¬
schlossen, es bet dem Vorschlag der Regierung zu belassen
und in Uebereinstimmung mit der Reichsverfassung die
Legislaturperiode auf vier Jahre zu bemessen.

Die Rheinkonferenz.
Die im Friedensvertrag vorgesehene Rheinkonferenz

ist in Straß bürg  zusammengetreien und hat in dem
ehemaligen kaiserlichen Palais gestern eine Sitzung abge¬
halten . Den Vorsitz führt der Exminister C l a v e i l >e.
Deutschland war vertreten durch 5 Delegierte und Sekre¬
täre . England , Belgien und Italien waren gleichfalls zu-
gegen . Ebenso die Schweiz ; dagegen hatte Holland keine
Delegation enisandt.

Progressive Jahreszahlungen?
Rach dem „Maitn " soll auf der Konferenz in Bon-

logne hinsichtlich der Entschädigungssumme als Grund¬
satz angenommen worden sein die Zahlung von 37 ;ehr¬
lichen Quoten in Mindesthöhe von drei Milliarden
G o l d m a r k. Diese jährlichen Zahlungen sollen für die
ersten fünf Jahre als feststehend angesehen werden . Sie
können nach dieser Frist erhöht  werden , aber mcht nach
freiem Ermessen des Wiedergutmachungsansschusses , son-
dern nach einem System , das sich ausbaut auf der Ein¬
nahme der deutschen Eisenbahnen und auf der Export-
und Einfuhrziffer Deutschlands . Der „Matin " betont , daß
die internationale Anleihe , die zur Flüssigmachung der
deutschen Schulden dienen soll , so gestaltet werde , daß
Deutschland sich genötigt sehe, zu arbeiten , und daß ihm
geholfen würde , das Wirtschaftsleben wieder zu beleben.
Rack verschiedenen Blättern soll dl« Entschädiaunas ' uinme.

Gegen die Militärgerichtsbarkeit.
Wie wir aus parlamentarischer Quelle erfahren , wer¬

den die Linksparteien den Kampf mu die Aushebung der
Militärgerichtsbarkeit fortsetzen . Die Sozialdemokraten
eben o wie die Demokraten , werden in der polttischen Aus¬
sprache auf die Schädlichkeit der Beibehaltung der Mili¬
tärgerichte Hinweisen , und ankündigen , daß sie durch ent¬
sprechende Anträge ihre bisherigen Versuche zur Aushe¬
bung der Militärgerichtsbarkeit fortsetzen werden . Die
Linksparteien sind umso sicherer, als üe im nenen Reichs¬
tag eine Mehrheit für die Aushebung der Militärgerichts¬
barkeit aufbringen könnten.

Die Einwobnerwehren.
Bekanntlich ist die Organisation der Einwohnerweh¬

ren auf Anordnung der Entenie aufgelöst worden , und der
preußisch « Minister des Innern hat anaeordnet . ' tue Was-
die Deu -schland zahlen sott , 5 Milliarden Pfund Goidktec-
ling nicht überschreiten . Mlnisterpräsident Millerand habe
sich geweigert , irgendwelche Erklärnngen abzugeben . Nach
dem „Echo de Paris " soll die Herabsetzung der regelmä¬
ßigen deutschen Streitttäfte auf 100 00u Mann baldigst
erfolgen . . Jedoch soll der deutschen Regierung die Ernch-
tung neuer Polizeistreitkräfte gestattet werden.

Die Entwaffnung Deutschlands.
In Erfüllung des Friedensvertraaes sind die Bestände

an Geschützen, Gewehren und Munition weiter vermin-
dert worden . Die Reichstrcuhandgeseilschast hat von den
ihr übergebenen 1 742 000 Gewehren bisher 4 780 000 ver¬
schrottet, von den 40 800 Maschinengewehren 24 500 und
von 35 500 Geschützen 19 400 . Außerdem sind große Aken-
gen Gewehr - und Maschrnengewehrmunition , Handgrana-
ten , Sprengstoffe , Artilleriegeschosse vernichtet worden . Auch
die Schleifung sämtlicher Festungen außer Pil au , Swiue-
miln.de. Königsberg , Ulm , Küstrin welche Tentschlano nach
deni Friedensvertrage noch halten darf , ist in Alben und
dürfte tcrminmätzig beendet werden.

Der Weltsriede.
Der diplomatgche Mitarbeiter des »Daily Chronicle"

weist darauf hin , in wie hohem Matze der Welt 'riede von
dent Zusammengehen Englands und Frankreichs abhänge
und schreibt u . Es wird den englischen Politikern
aller Parteien nnnter deutlicher , daß die schwerste Gefahr
nicht die Entartung Deutschlands ober . ein Angriff von
de>tt ' ck,er Seit ; oder bolschewistischer Sette ist, sondern das
Hilreinsinken Mittel - und Osteuropas in vollständige Ver¬
zweiflung und Verwirrung und die damit zweifellos ver-
hänsnisvollen Folgen für den Orient . Der Korrespondent
empfiehlt als in Betracht kommend , in Spa liberaler
Weise aufzuireken , und sagt : Wenn uns Frankreich bei
den Verhandlungen mit Rvtzland wirklich beistehen wird
und uns Hilst iedein Friedensbruch in Osteuropa entge-
genzutteten , wird England in weitestgehenden » Maße
Frankreich seinen Schutz und seine Unterstützung bei iei-
«m wmschsftltchrn Wiederaufbau zuteil werden lassen.

fendepots an die zuständigen Sicherhet swehrcn abzuki».
fern . Diese Maßregel ist jedoch nur teilweise durchgesüh«
worden , weil ihre Ausführung auf Schwierigkeiten sttzr.
Namentlich auf dem flachen Lande herrscht große Beuimö
higung , und nian will unter den heutigen Verhältnisse,
auf den Selbstschutz nicht verzichten . Die Entwaffnen,
des ganzen Volkes rst nattirlich das Ziel der Regier »»«
Die Voraussetz, »ly dafür ist jedock eine starke Sicherheit
Polizei . Sobald diese dazu in der Lage ist, wird ein.
planmäßig « Aosuchung des ganzen Landes nach Wais-n
stattsindcn . Die Regierung bat auch emeu Plan des Orrz'
und Flurschutzes fertiggestellt , der , sobald scststebt, wn
die Cnrentr uns zugestehen wird , verwirilicht werden so».
Bemerkenswert ' st, daß die Entenie für Ostpreußen dgi
Weiterbestehen der Einwohnerwehren zugelaffen hat . Von
Seiten der bayrischen Einwohnerwehr ist neuerdigs wie.
der bekundet worden , daß sie fest ans dem Boden tzrr
Verfassung stebe und jede verfassungsmäßige Regierung
zu schützen bereit sei.

Deutschland und Sowjetrntzland.
Der Vertreter der Reichszentralsterke für Kriegs - und

Zivi ' ge'angene , Hilger , ist in Moskau cingeirosfen und hat
seine -Amtsgeschäfte übernommen Er hatte mit dem
Volkskommissar des Aeußeren , Tschitscherin.  eine
längere Unterredung . Bei dieser Gelegenheit stellte der
Volkskommissar mit allem Nachdruck fest, daß alle Gerüchte
über feindliche Absichten Rußlands Deutschland gegenüber
im Zusammenhang mit dem russisch-polnischen Krieg die
in der deutschen Qeffentlichkeit ausgetreten seien, jeder , aber
auch jeder Grundlage entbehrten . Rußland betrachte seinen
Krieg .gegen Polen als einen ihm ausgezwungenen reinen
Verteidigungskumpf , der in keiner Weise die Grundsätze
der russischen auswärtigen Polittk beeinflussen könne Diese
Politik sei eine Politik des Friedens mit allen Völkern
der Erde Die Absichten Rußlands Deut chland gegenüber
seien durch daS Bestreben einzig und allein diktiert , m.t
dem deutschen Volke baldmöglichst in nähere wirtsch Mich;
politische und kulturelle Beziehungen zu treten.

Wirtschaftliche Zusammenarbeit.
Der „Matin " veröffentlicht einen Artikel seines Son.

derberichterstatters in Berlin , Jules Sauerwein,
über eine Unterredung desselben mit dem neuen deutschen
Minister deS Auswärtigen v . Simons.  Danach habe
letzterer die Ansicht geäußert , daß die Umstände mehr denn
je die wirtschaftliche Zusammenarbeit zwischen Frankreich
und Deutschland erforderten . Die gegenseitigen Vorteile
bei einem solchen Zusammenarbeiten läaen auf der Hand.
Für Deuischland würde sich daraus ein Steigen des Mark¬
kurses und die Erwartung einer Baisse ergeben , die die
Käufer zurückhalte . Deutschland brauche Absatzgebiete für
seine Industrie . Auch für die Frage der Wiedergutma¬
chungen wäre die Zusammenarbeit wertvoll.
l Der diplomatische Verkehr.

HavaS Meldet zu der Nachricht , daß die Vertreter der
Großmächte in Boulogne  beschlossen haben , sich ab
1. Juli in Berlin nicht mehr durch Geschäftsträger , son¬
dern durch Botschafter vcrtrcten zu lassen . W '-r glauben zu
wissen, daß das französische Auswärtige Amt dem Ge-
schäfts .räger Dr . Mayer  in Paris mitteilen ließ , daß
die französische Negierung den Ehrenpräsidenten des Rech¬
nungshofes Charles Laurent.  Rl ter der Ehrcn-
legion . zum Botschafter in Berlin zu ernennen beabsichüge.
Laurent war von der Negierung bereits mtt verschiedenen
Missionen betraut worden , besonders in der Türkei . Sein«
Ernennung wird veröffentlicht werden , sobald dir Zustim¬
mung Deutschlands erfolgt ist.

Einigkeit der Alliierten?
Von alliierten diplomatischer Sei ie wird betont.

Deutschland werde in Spa den Komplex der geeinten alli¬
ierten Mächte vorstndeil . Es habe daher keinen Zweck,
wenn die deutsche Regierung versuchen wollte . Abänderun-
gen in den Entscheidungen der Allnerken zu verlangen.
Die Konferenz von Spa sei ein Prüfstein für Deutschland.
Man wolle endlick, einmal sehen , ob Deutschland sich im¬
mer noch de.r Hoffnung hingebe , durch eine angebliche Un¬
einigkeit unter den Alliierten Vorteile erringen zu können.
Weder die deutsche Presse , noch die deutsche Oeffrntlichkeit
seien sich darüber klar gewesen , daß es in der Verfechtung
der Durchführung des Friedensverirage » nur gemeinsame
Wege unter der Alliierten gäbe.

Die Boulogner Beschlüffe.
Dt « Kon 'ccenz non Boulogne ist abgeschlossen. Zn

der Frage dec deutschen Entwaffnung * bat sich Lloyd
George  noch strenger gezeigt als M i l l c r a » d. doch
sieht man ein , daß die Verminderung der deutschen Hee¬
resbestandes auf 100 000 Mann bis zum 10 . Juni nicht
mehr möglich ist. Tie Note , betreffend die Entwaffnung ist
schon an Deutschland v.bgegangen . In der Frage des
Friedens mit der Türkei erhält Vemselos sein Mandat.
D .e M .rchte werde » bald sehen, was er bannt ansangen
kann. I » der russischen Frage gingen Millerand und
Lloyd George in i ';rcm Standpunkt auseinander . Ein Be¬
schluß wurde nicht gefaßt . Ob die Frage , der deutschen
Zahnmgcn vollständig geregelt worden ist, wird Nicht fl«*
sagt . Man umgibt diesen Punkt mit einem dichten Ge«
heimnis.

Ter „Darlr , Chronic e", der Lloyd George nahesteh,
soll, chrck t ü !»cr die Konferenz in Spa folgendes : „Wer
Fran r . ick nach Spa geben will , beste t von einem lib
-"len Geiste, und wenn es wir lich Deutschlanv hören wb
wenn es b:rttt i' t, sich uns anzuschließen in uirscren V«
Handlungen mst Rußland , und wenn eS jeder weiter,
Drohung gegen d.n Freren  von Europa den Boden en
neoen irrt,  so ist England vollkommen bere ' .-, Franke»
bei s.imr w rachastücken Wiedergeburt zu yelscn . Im a>
deren Falle wurde sich Großbritannien den Vereinigt»
Sta .ttrn nähern nnd den europäischen Konttirent in sein,
ergenen Sa .uec braten lassen mi 'ssen".

Die belgische Auffaffnng.
* ^ Pressevertrcürn erllär .e der belgische Minister Ja!
Pf *' bl* olle Belgiens bleibe d»e eures Bindegtieoe
zwrschen den Alliierten . Was die Wiedergutmachung
hüVri!!' £ ph,ferbef auf seinen Forderungen I,;

niinM «. »e a . r!jL lerC !t; ,ciue  Zustimmung zn einer vei
nullst gen Fe >tietzung der Entschädigung zu geben , da *

' ' " " auschungen erlebt habe . Was die Entw ' ffu"!'
fo werde es stets an der 2e»

ttranrreicha d>e genaue Durck' fül rnng des Friedensvcrttc
imL »" * ^ ' " " --hmen für die gemeinsame Sicherheit

o vpv. - . ’ti

. ' :v  Kämpfe in Irland.
San . » eintressenden Nachrichten über d
*-«8« »n Irland lauten immer beunruliacnver . D »e ö-



»ngen feien zu, es handle sich nicht nur um ört'icheAnf-
«astdStewe-unqen gegen die englische Besatzung, sondern
um einen regelrei ten Aufruhr, der mit allen militärischen
Mitteln unterdrückt werden müßte. Besonders iebrotzl-ch
sti die Lrge in Loudcnderry, wo die Kä-vtpse zwischen
Stnnfeinern und br tischen Polizeitruppell andauern. Das
geschäftlicheL.lei, dr Stadt rubt ganz. Alle Geschäfte
sind gevlMfcH, ebeno die meisten ösfentlichen Anstalten.
Die gef.ri rlichr Laae in Irland droht riech dadurch eine
Verschärfung zu er ahre», daß ciu allgernerurr Eisenbah-
nerstr.'ik vor der. Tür steht. Tie Eisenbahner -Mart'» sich
solidarisch mit d u Sinnse nern und weigern sich, Züge ab.
-usertîn. weiche zn Transvorlzwecken besind.

Da ? Neickstag- präsidium.
Als stärkste Partei im neuen Reichstag erbeben die

Mehrheilssozialisten Anspruch auf das Präsidentenamt des
ßkeichstag, wäbrcnd die Nnabbänaigen entsprechend ibrer
Stärke einen Vizepräsidenten stellen wollen Iür rlesen
Posten präsentiert die U S . P . den früheren Volksbcaus«
fragte» D i t t m a nur

Soldatenmitzhandlunacn.
Wegen emvörender Soldatentnitzhandlunacn verhau»

beste das Kriegsger-ckt der früheren 13. Division in Ham-
bürg gegen den in llnter'uchungshaft befindlichen früheren
Pizefeldwebel Hermann T i e t j e n s. Das „Hambur' er
FremdetLlaft" berichtft darüber: T'et'ens fül rte in Krieos-
gefangenscha't eine Kompagnie deut'cher Kr-egsge'angener.
Statt das Los seiner Landsleute zu erleichtern, verkaufte
er str geradezu, wie ein Zeuge es nennt, an die Englän¬
der und behandelte sie in der verabscherrunasv'ürdiasten
Weise. Mißhandlungen und Beschimvfunacn werden von
einem Zeugen als alltäglich bezeichnet. Er aing ständig
mit einem Nohrstock und schlug damit, wohin er traf,
auch nackte Mann''ck,asten. Schwache und Kranke, die sich
dicht webren konnten, behandelte er am schftmmsten. scklnq
sie und ließ sie tagelang freien . Einer von ibnen starb
kurz darauk Den ohnehin aboeMagerten Mannschaften ver¬
kürzte er wiederholt die Nahrung. .Euch verfluchte Hund«
kriege ich durch Käl'e und Hunger*war leine siebende Re¬
densart. Das Kriegsgericht unter dem Vorsitz des Krieg-)»
gerichtsrats Dr. Debnow verurteilt den Angeklagten zn
dee höchsten nach dem Gescü „ -lässigen Strafe von fünf¬
zehn Jahren Gefängnis und Degradation. Der Vor¬
sitzende hob in der Urteilsbegründung hervor, daß au? Ta¬
ten wie dt drs Angeklactten das ganze Volk mit arenzen-
losem Abscheu blickt. Das Gesetz siebt aber Jolle von
derartiger Bestialität anscheinend nicht vor. so daß auch
«uf Zuchlhau-strafe nicht er'annt werden konnte.

Brotkarte und Valuta.
' Ä» ihrem Bericht über die Situation airf dem Ge-
treidcmarkt und die zu ihrer Besserung nottvenoigen Re-
gierungsmaßnabmen verlangt die Finanzkommission der
französischen Kammer u. a. auch die Wiedereinführung der
Brotkarte in Frankreich am 1. Ottober, um die Einfuhr
ausländischen Getreides im Valutainteresse ans <m Mi.
ttimurn zu beschränken. Zurzeit wird der Getreidevcr-
brauch auf 3,) Millionen Zentner berechnet während dgs
Land nur 63 Millionen hervorbringt, wovon acht Mil-
Ucnett für Saatzwecke abge en. Bon der Wiedereinführung
»er Brotkarte, dem AuSmahlen des Getreides usw. wird
min eine Ersparung von zehn Millionen Zentnern erwar.
tet lim Werte von zwei MUliarden Francs), so daß nur
noch zehn Millionen Zentner einzusühren wären. Die Er.
Mrnis von zwei Milliarden Au-londsaeldern werde gc-
«»ß eine» fühlbaren Cmflus, auf die Prersbildung am
tzbensmitielmarkte haben

Aus dem besetzten Gebiet.
. ^ o l n , 2t. Juni . Rach einem Aachener Telegramm
o» »Köln. Ztg.* geht die Entscheidung der Botschafter-
lonseren; in der Frage der Monschauer Bahn dahin, daß

den von dem belgischen Botschafter aemackten dwr-
Wagen über Zugeständnisse für die Ablösung der Ba!>n-
5:e Raren—Kaftcrberberg und für den westlich der Bahn-

ne gelegenen Teil des Kreises Monschau grundsätzlich
justmimi. Die Priisung der Einzelheiten wird der Kren;«
wmniiß,»,, überwiesen Die Zngeständniste Belgiens be-
nei’cii tu Erlelchterungen für die Einwohner des Kre-ses
Mcnift't.n hinsichtlich des Per-'onen- und WarentranSpor»
8 ff1 . Rachen . Ihre Waren werden durch den Eupe.

??.,^ ozirk ohne Zoftscimalitäten befördert. Deutschland
denjenigen Teil des Eupener Distnkts. '»j' .- y -.jv|i*«v» ütii vev erupener ^ igrilis , in dem die

«i/.vstchst>li<k>ebiele der Aachener Wasserwerke liegen. Das
M V'-tzcnich bleibt als deutsche Enklave bestehen, die
i^ leoock, nur au) die Einwohner beschränkt und nickt Ge»
melndegutere'nschließt, die in dem abzutretenden Teil

--"ousckan liegen. Die Eisenbahn und die- da«
Schorigen Gebäude sowie das von ihr durchfahrene Ge.

^ »Ischen Enklave bleiben deutsches Eigentum.M,u deiner!, die Redaktftn der.Köln. Ztg.*: Sollte
,^ e-dung zntrê en, so steht mau geradezu vor einem

ttanTŵ ,e  darin »riedergcgcbene Lösung verstößt so sehr
durchs," Frieden v̂crtrag und ist zudem praktisch so nn.burrhf( n " ereil-ocrirag und tst zudem prafttsch so NN.
v,!„ ' -̂r»ar, des; man sie schwerlich als letztes Wort in

i" A»ge.ege»btit wird ansehen können.

Der Lohnabzug im besetzten Gebiet.
■i®-.? **1» 24. Juni . Auf Anordnting deS britischen

b" JnteraUilerten Rhcinlandkommrstion
Ulf'^ om -siegicruilgsptäsideilienbekanntgemacht, daß der
tom' k”  dec Einko-nmensteueraesetzeS bot» 29. Mär, 2g
... ^ O' tu v:r 1 mujitg Rrlkitc-lohtt eiitz-ubehaltende zehnprozcntige Ab»
d«s ^ dcletzien Gebiet bis auf weiteres nicht erfolgen

di. b>e n z . 24 Juni . Der Reichskommistar für
Wr »f R/iNischen Gebiele teilt mit: Das Reichseni.
fl»n 'st der intuuUiietien Rbeinlandkommrs-
Nui -Lt 'unfl  cingercickt und von ,hr innerbalb derOlk t ^ Rift ni.1l! beonftmibft innrilPtt jnornrSmni.Y
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4b{» nicht  beanstandet wo
tot Rk",.?0pr.ozeiiti.gen Lobnabzug vom 25. Juni ab ist

D>e PrüfungSirist laust bis zum5?. M nicht ersolat . __ _ _
" Sci!lh i5' ne  Beschleuiriguiig der Entscheidung ist "bei" ^ ""tlblon beaniragt worden.

worden. Die Verordnung

'"Mission gleichfalls vorgelegt und am 17.
' jetzt " aistriert worden Eine Beanstandung ist

Fri8ch6 Seefische
treffen heute ein

Hotel Bellevue.

Aus Nassau und Umgebung.
Nassau, 25. Juni.

Ausstellung . Am Michelsmarkt(26. und 27. Sept.)
beabsichtigt der hiesige Kaninchen- u. Geflügelzuchtverein eine
Kaninchen- und Geflügelausftellung mit Verlosung zu veran¬stalten.

^Deutschnatl. Volkspartei . Auf die heute Abend
8V. Uhr nn „Nass. Hof" (Wöhrle) stattfindende gesellige Zu¬
sammenkunft der Mitglieder und Freunde der Partei wird
nochmals hingewiesen. Es werden verschiedene musikalische
und deklamatorische Vorträge geboten werden.

Meister-Prüfung . Elekriker Steinkrüger von hier
hat am 22. Juni vor der Handwerkskammer in Wiesaden
die Metsterprüfnng mit der Note „sehr gut" bestanden.

Frücht, 21. Juni. Das für Sonntag, den 27. Juni
m Frücht vorgesehene Fest der evangelischen Kirchenchöve von
Nassau, Ems, Lahnstein, Braubach, Vallendar und Frücht
musi leider auf längere Zeit verschoben werden. Die Maul¬
und Klauenseuche ist bis in die allernächste Umgebung vorge¬
drungen. Frücht selbst ist in den letzten Tagen in den Sperr-
und Schutzbezirk eingezogen worden. Festliche Zusammen-
kunfte sollen nicht stattfinden zum Schutz für den Viehbestand
auer beteiligten Orte. Da die Seuche so überaus große
Opfer gefordert hat, so wollen die Kirchenchöre nicht mitschul¬
dig merden an etwaiger Weiterverbreitung der Seuche. Sie
hoffen aber, daß die Seuchengefahr bis Mitte oder Ende
August soweit beseitigt ist, daß dann das Fest das einen
Waldgottesdienst mit wuchtigen Massenchören und sodann
weltliche Gesackt- und Einzelchöre bieten will, gefeiert werdenkann.

Illllllllllltlllllllllllll. .
— rirusik-rlapelle Nassau. =

Sonntag nachmittag von3 Uhr ab:

Trotze <IaN2MUSiK
bet Gastwirt Paula ».

minim iHiiiniiimiiniiiiiiuHiHiiHHiiinnnuii
Gewerbliche Zortbildungzschule.

„ der Unterricht der technischen Abteilung (Bauhand¬
werker und Metallgewerbe) wird in kommender Woche von
Montag auf Mittwoch , den 30. Juni, verlegt.

Die Schulleituna.

Braubach. Die Blei- und Silderhütte hat der hiesigen
Ortsgruppe der Kriegsbeschädigten den Betrag von 3000 Marküberwiesen.

Gotterdknstordnung
Sonntag , 27. Juni 1920.

Tvangel . Kirche Nassau.
Vormittags 10 Uhr: Herr Pft . Moser. Vorm. 11 Uhr:

Kindergottesdienst. (Vorbereitung dazu: Freitag 25
Juni , abends 8V, Uhr.) Nachm. 2 Uhr: Herr Pfr.
2ic. Fresenius. Christenlehre für die männliche Jugend.
Die Amtshandlungen hat Herr Pfr. Moser.

Kathol . Kirche Nassau
7'/, Uhr: Frühmesse; 10 Uhr: Hochamt; 2 Uhr: Andacht.

Dienethal. »
Vormittags 10 Uhr: Predigt; Nachmittags2 Uhr: Christenlehre.
^ Obernhof.
Vormittags l0 Uhr: Gottesdienst und Christenlehre.

Todez-änzeige.
Nach Gottes unerforschlichem Ratschlüsse

verscgied heute Nachmittag2 Uhr nach langem
schweren Leiden, meine liebe Frau, meine innigst-
geliebte Mutter, unsere gute Tochter, Schwester.
Schwägerin und Tante

Luise Schiller
geb. Knoth

im 35. Lebensjahre.

Die trauernden Hinterbliebene«.
91aj f a u- Hamburg. Singhofen. Bergn..

Scheuern, Gemmerich, Dachsenhaus., 24. Juni 1920.

Bekanntmachung.
Wir warnen vor Entnahme von den' in der Steinstraße

liegenden Pflastersteinen und sonstigem Steinmaterial, das zum
Straßenbau Bermcndung finden soll. Jede unerlaubte Ent-
nähme wird als Diebstahl verfolgt.

Nassau, den 24. Juni 1920.
Der Magistrat : Hasenclever.

Bekanntmachung.
An Einzahlung der angefordertcn Umsatz st euer

wird erinnert. Sn Kürze beginnt das Mahnverfahren.
Nassau, den 22: Juni 1920.

Der Magistrat: Hasenclever.

Nachrichten der wirtschastramter der
Stadt Nassau.

Kartoffeln.
Um die Bezahlung von Winterkartoffeln zu

erleichtern, nimmt die Stadtkasse schon jetzt Vor-
auszahlungen entgegen. Die angezahlten Beträge
werde,, im Herbst bei Lieferung der Kartoffeln in
Anrechnung gebracht.

Zucker.
Infolge Mangels an Jucker konnten eine An¬

zahl Zuckerkarten mit Sunizucker nicht beliefert
werden. Auf diese Marken wird am 28. Juni
im Geschäft von Soh. Egenolf Zucker abgegeben.
Gleichzeitig wird bemerkt, daß Suuizuckermärken
wegen Ecledsgung des Abrechnuugsverfahrens
vom 29. Juni ab nicht mehr beliefert werden.

Bohnen.
Die GeschäfteA. Trombetta, Auguste Bach,

Konsumverein(Haus I . W. Kuhn), Karl Pebler
und Eölner Konsum haben Bohnen zum karten-
fteien Verkauf erhalteu.

Grüne Erbsen.
Sn den Geschäften von Joh. Egenolf, Ww.

Lorch und Ww. Strauß stehen grüne Erbsen kar¬
tenfrei zum Verkauf.

Puddingpulver.
Sn sämtlichen Kolonialwarenhandlungen ist

Puddingpulver im freien Handel erhältlich.

Die Beerdigung find, statt: Sonntag nachm. 3 Uhr.

Gott dem Allmächtigen hat es gefallen, un-
ser liebes, gutes Kind, Tnkelchen und Neffe

Hänschen Spieler
nach kurzem, schweren Leiden, im zarten Kindes¬
alter von 2 Monaten, in die Schar seiner Engelaufzunehmen.

Um stille Teilnahme bitten
Friedrich Spieler und Frau

„ geb. Baumann
N a ss a u, Plaidt, Sugenheim, Gräfenberg(Bayern), den 22. Juni 1920.

Die Veerdigung.findet Samstag nachm. 4 Uhr statt.

KDRSAAI BAD EMS
Sonntag,  den 27. Juni 1920, abends 8 Uhr

bei günstiger Witterung:

Tanz In der Kolonade
verbunden mit elektrischer Beleuchtung des Kürgartens.

Bei ungünstiger Witterung:
Tan2aßend im Knrsaal

(kein Anzugzwang).
_Die Kurkommission.

niiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiimiii!
TrtnTirhTäglich

frische Landeier
empfiehlt

N. Hermes , Römer straße 4
iiiiiiuiiiiiiiiiiiiiiimiiii
Lack. Bettstelle mit Sprung

rahmen und Matratzen, und
eine Gasdadewanne (Iink)

sowie2 Lampen verkäufl.
Näheres Geschäftsstelle.

Die Verlobung ihrer Cocbter
Hilde mit Herrn 'Diplom-In¬
genieur Walther haldenwang
zeigen ergebenst an:

Bilde Gmde
lüaltber Baldeniuang

friedlich Kmdeu.frau
verlobte

ßallaua.d.£abn Elberfeld
Juni 1920

H

Prim ZiMrell Kaufen Sie am besten und billigst zu
MK. 1,- , 1.20, 1.S0. 1.80. 2, - u. 2,50 -

bei Albert Slofenthal , Naffan.

gu verkaufen:
Ein neuer dunkelblauer

Rurschenanzug
Näheres in der Geschäftsstelle.
Ein dunkl. Sackett-Herren»
anzug, große Figur, ein Kin-
derlausställchen, einsitzige
Normal-Schulbank zu ver¬

kaufen. Bahnhofstr . 91.

Vereinsnachrichten.
Turn- m. Sportverein Nas-

sau. Freitag abend8 Uhr:
Turnstunde.

Großer
Preisabschlag

in vettzeuge.
80 cm breit, prima Qualität in

allen Farben
18,50 Mk. das Meter

Albert Rosenthal. Naffau.

Bürstenwaren
Deckenbürsten. Pinsel in
verschiedenen Größen, Bäcker¬
bürst., Kuchenpinsel, Haar¬
besen, Eocosbesen, Hand¬
feger, Schrupper, Abfeif-,
Kleider-, Wichs-, Dreck-,
Auftragbürst., Kartätschen,
Striegel,Gläser-,Flaschen-,
Zentrifugen-, Zahn-, Kopf-
u. Nagelbürsten , Teppich¬
handfeger, Cylinderputzer,
Klosettbürsten, sowie sämtl.
hier nicht aufgeführt. Bürsten¬

waren empfiehlt
Chr. Arzt , Nassan,

Korb-u. Bürstenwaren-Spezial-
Geschäft,

- R ö me r str. 12. -



Wiesbaden und Umgegend
I h H . Wiesbaden Telefon 490 und 6140Büro Hellmundstrasse 45

Oi« am 9. Mai ds. Ja. stattgefundene ausserordentliche Generalversammlung beschloss einstimmig , den Geschäftsanteil pro Mitglied von

zu erhöhen.

Unser Geschäftsjahr schliesst am 1. Juli und bitten wir unsere Mitglieder , ,

Termin zu erledigen , damit sie restlos in den Genuss der Rück vergüt
Der Geschäftsanteil wird mit 4 % Verzinst , die Zinsen jährlich ausbezahlt

Je grösser das eigene Betriebskapital einer Verbraucherorganisation ist , de.

Die Einzahlungen können auf dem Büro und in sämtlichen Läden erfolgen,
vorzunehmen , es ist die beste und sicherste Kapitalanlage.

WW .Mkk Willy Mm
Für Aufnahmen jeglicher  Art den ganzen Tag geöss^

Sonntags von 9 Uhr vorm , bis 6 Uhr abends ■% .». f AmUaUam  w fT vma4-aht
gnferttgung sämtlicher arbeiten für amöfeure

Bergröherungen werden unter Garantie auf Ähnlichkeit in schwarz,

vad Nassau
und Malerei geliefert

Bei gröh . Aufträgen in Vereins -, Gruppen - und Familien -Bildern jPr^
ermähigung

Bei Aufträgen außer dem Hause genügt Benachrichtigung durch Postkarte

heue
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Sri?
Seui
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Dün

D . Nr . 183 Diez,  den 15. Juni 1920.
An die Magistrate in Diez . Nassau . Bad (Ems und

die Herren Bürgermeister der besetzten Landge¬
meinden des Kreises.

Der Herr Oberbefehlshaber der Rheinarmee erläßt un¬
term 9. ds . Mts . folgenden

Befehl.
Wegen kürzlich vorgekommener Zwischenfälle und um

Ursache zu Störungen und Unruhen im französisch besetzten
Gebiet zu vermeiden , befiehlt der Oberbefehlshaber der Rhein¬
armee folgendes:

1. Die Ausführung deutscher Hymnen und Gesänge , die
Frankreich oder den alliierten Staaten gegenüber feindlichen
oder herausforderten Charakter haben wie

„Die Wacht am Rhein"
„Deutschland über alles"
„Heil dir im Siegerkranz"
„Siegreich wollen wir Frankreich schlagen"
»Haßgesang " usw.

ist an allen öffentlichen Plätzen oder Orten , von wo aus man
sie an öffentlichen Plätzen hören würde , untersagt.

2 . Das Hissen zu Lande von Fahnen in den alten
(schwarz-weiß -rot ) oder neuen (schwarz-rot -gold ) deutschen Na-
tionalsarben ist bei allen Gelegenheiten in Orten des franzö¬
sischen Besatzungsgebietes verboten.

Die Kommandierende Generale der A .-K.'s , die Dele¬
gierten der H .C.I .T .R ., die Stadtkommandanten und die
Gendamerie sind mit Ausführung dieses Befehls betraut.

Jede Zuwiderhandlung wird als Nichtausführung eines
von einer Militärbehörde erteilten Befehls betrachtet und
gemäß Artikel 6 der Verordnung Nr . 4 der H .C.I .T .R . be¬
straft . . •

A. B. Der Chef des Stabes gez. Michel.
Ich bitte um ortsübliche Verbreitung.

Der Landrat I . V . : Scheuern.

Ergänzende . Bestimmungen
über

den Lohnabzug für die Einkommensteuer bei gleichzeitiger
Gewährung von Barlohn oder Naturalbezügen

vom 14. Juni 1920..
Nach § 2 der Bestimmungen über die vorläufige Er¬

hebung der Einkommensteuer durch Abzug von Arbeitslohn
für das Rechnungsjahr 1920 (Zentralblatt für das deutsche
Reich S . 832 ) gelten als Arbeitslohn , von dem die Steuer
einzubehalten ist, nicht nur Geldbeträge sondern auch Natu¬
ral - und sonstige Sachbezüge . Der Wert dieser Bezüge ist,
soweit nicht Lohntarifvereinbarungen vorliegen , nach den
Ortspreisen zu berechnen die das jeweils zuständige Ver¬
sicherungsamt nach 8 160 Abs. 2 der Reichsoersicherungsord-
nung festgesetzt hat . ^ _

In Ergänzung dieser Bestimmungen wird auf Grund
des 8 52 des Einkommensteuergesetzes vom 29. März 1920
(Reichsgesetzblatt S . 359) verordnet:

Besteht der Arbeitslohn außer den Geldbeträgen auch
in Natural - oder sonstigen Sachbezügen und übersteigt der
Wert dieser Bezüge den Barlohn , so beschränkt sich der Ab¬
zug auf zwanzig vom Hundert des Barlöhns ; dies gilt nur
insoweit , als die Gewährung von Natural - oder sonstigen
Sachbezügen der bisherigen Hebung entspricht.

Die endgültige Veranlagung zur Linken mmsteuer wird
durch diese Bestimmung nicht berührt.

Berlin,  den 14. Juni 1920.
Der Reichsminister der Finanzen.

In Vertretung.
M o e s l e.

Diez,  den 21. Juni 1920.
Vorstehende „Ergänzende Bestimmungen " werden hier¬

mit zur öffentlichen Kenntnis gebracht . Die auf Grund der
Bestimmungen des 8 160 Abs. 2 der Reichsversicherungsord
nung für den Bezirk des Unterlahnkreises festgesetzten Orts
preise der Natural - und Sachbezüge betragen:

Bei männlichen Personen unter 16 Jahren pro Tag 3,00 Jt
bei männlichen Personen über 16 Jahren pro Tag 3,60 Ji
bei weiblichen Personen pro Tag 3,00 Jl

Für die Bemessung des einzubehaltenden Lohnbetrages mö
gen folgende Beispiele dienen:
a . der monatliche Barlohn beträgt 150 J ( , der monatliche

Wert der Naturalbezüge 100 ^ , also weniger als der
Barlohn, - abzuziehen sind monatlich 15 u . 10 Ji • 25 Jt.

b . der monatliche Barlohn beträgt 160 M  der monatliche
Wert der Naturalbezüge ebenfalls 150 H  abzuziehen sind
15 u . 15 - 30 M.

c. der monatliche Barlohn beträgt 150 M  der monatliche
Wert der Naturalbezüge 200 M  also mehr als der Bar-
lohn ; abzuziehen sind monatlich vom Barlohn auch nur
30 M,  da nach der Ergänzungsverordnung nicht mehrals
20 v . H* abgezogen werden dürfen.

Der Borstand des Finanzamtes.
M a r k l o f f.

Bekanntmachung.
über Dareinzahlungen zum Reichsnotopfer.

Es hat den Anschein als ob in weiten Kreisen der Be¬
völkerung noch nicht mit der Tatsache gerechnet werde , daß
das Reichsnotopfer , die große Abgabe vom Vermögen nach
dem Gesetz vom 31 . Dezember 1919, demnächst veranlagt und
erhoben werden muß . Insbesondere scheint auch die Bevöl¬
kerung noch nicht genügende Kenntnis von den Vorteilen zu
besitzen, die mit einer möglichst schon vor der Veranlagung
erfolgenden Bareinzahlungen auf das Reichsnotopfer ver¬
bunden sind.

Für die bis zum 30. Juni 1920 in bar gezahlten Be¬
träge werden 8 v. H . für die vom 1. Juli bis 31. Dezem¬
ber 1920 bar gezahlten Beträge 4 v. H. als Vergütung ge¬
währt . Wer also bis zum 30. Juni bar einzahlt , braucht
für je 100 nur 92 M  hinzulegen , wer vom 1. Juli bis 31.
Dezember einzahlt , immerhin nur 96 H. Die Ersparnis ist
also im ersten Falle eine ganz beträchtliche . Die Voraus¬
zahlungen müssen durch Hundert Mark teilbar sein.

Außerdem vermeidet derjenige , der alsbald bezahlt , ein
weiteres Anwachsen der Zinsen , da das Reichsnotopfer vom
1. Januar 1920 an bis zum Zahlungstage mit 5 v. H. ver
zinst werden muß . Auch vor der Veranlagung , die mit dem
28. Juni ds . Is . einsetzen wird , kann jeder Abgabepflichtige
an Hand des Gesetzes ohne Schwierigkeiten wenigstens die
Mindestgrenze seiner Abgabe selbst berechnen, ferner werden
die Finanzämter bereit sein, den Abgabepflichtigen bei der
Berechnung zu Hand zu gehen , und schließlich wurden - wenn
trotzdem eine Ueberzahlung der Abgabe erfolgt sein sollte -
die überzahlten Beträge mit einer Verzinsung von 5. v. H.
seit dem Tage der Barzahlung zurückerstattet werden.

Barzahlungen auf das Reichsnotopfer nehmen schon
jetzt entgegen sämtliche Reichsbankanstalten , ferner die Kreis¬
kassen von Angabepflichtigen ihres Bezirks . Im Falle der
Zahlung an die Kreiskasse wolle sich d.er Abgabepflichtige zu¬
nächst an das für ihnzuständige Finanzamt wenden . Die
Zahlung bei den Annahmestellen braucht nicht persönlich zu
erfolgen . Ls werden auch die meisten Banken und bankähn¬
liche Institute (Sparkassen u .s.w.) die Vermittlung der Zah¬
lung , die auch durch die Banküberweisungen und Schecks er¬
folgen kann , übernehmen.

Gaffel , den 9. Juni 1920.
Der Präsident des Landesfinanzamtes.

I . A.» S ch r a d e r.

Orlrkomman-anlur Nassau.
Es wird hiermit bekanntgegeben daß:

1. der verkauf der Speisereste,
2. Der verkauf der Düngers

von den in Nassau befindlichen Truppen für die Zeit vom
1. Juli bis 31. Dezember 1920 am 29. Juni , 10 Uhrvor¬
mittags , stattfinden wird.

Die Kaufliebhaber werden gebeten , bis am Montag,
den 28 . Juni , sich an die Orte Kommandantur zu wenden , um
daselbst die Bedingungen einzusehen.

Vereinsnachrichten.
Evang . Kirchenchor . Frei
tag abend 8>/. Uhr Gesangstunde
Turn - Verein Bergnas-

sau -Scheuern . Mittwoch
und Freitag abend 8 '/, Uhr
Turnstunde . - Donnerstag
abend 8 '/, Uhr : Altersriege.

Herkules-putztücher
in guter Friedensware zu

sehr billigen Preisen,

Herkules-Schrubber.
Stück MK. 2,50,

empfiehlt Karl Pebler.

1 tüchtiges
Mädchen

für den Gräflichen Schloß
Haushalt zum 1. Juli gesucht.

Meldung auf der Gräflichen
Rentei.

Moskopfs Tafelessig
Moskopfs Weinessig

• empfiehlt
Drogerie Trombetta.

Bonbons. Pralinen'
in grosser Auswahl

August Hermani
Schokoladen -u .Confitüren-

Spezialgeschäft

Kleines SlWt mit Hm
und etwas Feld zu kaufen gesucht. Off . u . W . D . 195 tt
die Geschäftsstelle.

0 . P . D ., Ortsgr . Bergnassau - Scheuem
Samstag abend 8 Uhr:

Monatsversammlnng
J . A .: Der Vorstand

Boxkals - Herrenstiefel , Prima 175 M»!
Rindleder - Arbeitsschuhe 139 ;
Rindleder - Knabenschuhe , 36 — 39 86 ,
Weitze Schnür - und Spangen¬

schuhe , genähte, kräftige Ledersohle, 65 „
Restpaare , bo., No . 35 und 36 45 ,

h. Mann, Gbernhoferftr.

Meine WlographW Kunstanstall»-
sich jetzt nur noch

Bad Ems, vahnhofftr. 8
unter der Firma Mehlmann u . Lull.

B . Mehlmann

Nur für Wirte und Wiederverkäufer!
Zigaretten in nur guten Qualitäten

Zigarren aus la . Ueberseetabak
Uebers ^etabak , Pfund 20 Mark

Alb . Strauss , Nassau -Labn. I

Von Montag , den 20 . Juni bis 1 3j
verkaufe ich, solange Vorrat reicht , einen großen V

EmaUlewaren *
(gutes Fabrikat)

Fleischtöpfe (mit Deckel ) ,
zu sehr billigen Preisen . Über die Preise wird Jeder st^

Ferner offeriere ich einen grasten Posten ^
Aluminium -Ansschöpslöffel , Stück M <
ein Waggon sortierte Einkochglau
sehr billig. Preisen , Geleegläser in all. ®

ebenfalls sehr billig.
Sie wollen sich gefl. von der Preiswürdigkeit der

überzeugen

peil
ein"i
friie':
ÜHcti
getre
in i:
Htef
der
Se " i
funs
Geb
„itnf
deut
fibcr
ftüni
Sflft
trän'
nt*e
tat
fDalf

Be
für
liebe
wer'
Beri
nur
ctfer
den
ckel-
st-bt
fattp
sind,
die
Län
stark
röhr
«ich,
Se»

albert Rosenthal, Nassau-E
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